
4) 16. Juni 1930 (323/29. IV) (Jur. W. 1930, S. 3551)

Gemischte Schiedsgerichte -- Zuständigkeit gem. Art. 3Q4
V. V. - Verzicht auf die Einrede der Unzuständigkeit der
deutschen Gerichte

Der Schuldner, der sich nach Inkrafttreten des Versailler Vertrages
/ür einen Anspruch aus einem zu der Zuständigkeit des Gemischten Schieds-

gerichts gehörenden Vertrage der sofortigen Zwangsvollstreckung gemäß
§ 794 der Zivilprozeßordnung unterwirft, verzichtet damit auf die Ein-
,rede der Zuständigkeit. des Gemischten Schiedsgerichts. Wenn die Klägerin
an den Beklagten das Ansinnen der Unterwerfung unter die sofortige
Zwangsvollstreckung stellte, so war damit zugleich, deutlich zum Ausdruck

gebracht, daß sie mit einer Abwicklung der Rechtsbeziehungen zum Beklagten
im gewöhnlichen Prozeßverfahren rechnete. Der Beklagte ist darauf ohne
weiteres eingegangen. Er muß daher nach Treu und Glauben seine Unter-.-

werfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung dahin gelten lassen, daß
er sich damit zugleich der Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte für
das Iragliche Schuldverhältnis unterwarf.
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